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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Liberale Parteien

Mitte Juni wurde in Zürich eine neue Partei gegründet. Die Unabhängigkeitspartei (up!)
hat Ableger in den Kantonen Thurgau, Zürich und St. Gallen. Als treibende Kraft hinter
der neuen Vereinigung trat Brenda Mäder auf, die frühere Präsidentin der
Jungfreisinnigen der Schweiz. Mäder war als aktives FDP-Mitglied aus der Partei
ausgetreten, weil ihr diese zu wenig radikal war. Sie habe sich aber nicht im Streit von
den Freisinnigen getrennt, auch wenn sie mit ihren Positionen – etwa mit einem Ja zur
GSoA-Initiative zur Abschaffung der Wehrpflicht – angeeckt sei. Neben der Thurgauerin
Mäder engagierte sich auch der damalige Präsident der Jungfreisinnigen der Stadt St.
Gallen, Simon Scherrer, sowie Silvan Amberg (ZH), der ehemalige Präsident der schwul-
lesbischen Fachgruppe der FDP. Die drei teilten sich das Präsidium der neuen Partei.
UP will sich konsequent für die Freiheit von Bürgerinnen und Bürgern einsetzen. Es soll
gegen wachsende Abgaben aufgrund von Umverteilung, aber auch gegen die
zunehmende Überwachung durch den Staat vorgegangen werden. Weil die etablierten
Parteien zu stark in die Regierungen eingebunden seien, könnten sie sich nicht radikal
genug für den Schutz der Bürgerschaft vor dem Staat einsetzen; deshalb soll UP von
Anfang an als Oppositionspartei auftreten. Schwerpunkte sollen Finanzen, Vorsorge und
Selbstbestimmung sein. Gefordert werden neben urliberalen Anliegen wie tieferen
Steuern und einem schlanken Staat etwa auch die Abschaffung der Entwicklungshilfe,
die Privatisierung des Asylwesens oder die Legalisierung von Betäubungsmitteln. Im
August bekam die neue Kraft Unterstützung aus dem Kanton Bern. Patrik Kneubühl, der
lange Zeit in leitender Position in der Bundesverwaltung tätig gewesen war, wechselte
von der FDP zur UP. Auch er gab an, die FDP nicht im Streit zu verlassen, aber die
Chance packen zu wollen, mit jungen Leuten eine neue liberale Politik zu betreiben. Die
UP kündigte an, für die Nationalratswahlen 2015 kandidieren zu wollen. 1
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